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Generalversammlung  Verteilung: Allgemein 
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Sechzigste Tagung 
Tagesordnungspunkte 46 und 120 

Resolution der Generalversammlung 

[ohne Überweisung an einen Hauptausschuss (A/60/L.48)] 

60/251. Menschenrechtsrat 

 Die Generalversammlung, 

 in Bekräftigung der in der Charta der Vereinten Nationen verankerten Ziele und 
Grundsätze, die unter anderem darin bestehen, freundschaftliche, auf der Achtung vor dem 
Grundsatz der Gleichberechtigung und Selbstbestimmung der Völker beruhende Beziehun-
gen zwischen den Nationen zu entwickeln und eine internationale Zusammenarbeit herbei-
zuführen, um internationale Probleme wirtschaftlicher, sozialer, kultureller oder humanitärer 
Art zu lösen und die Achtung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten für alle zu för-
dern und zu festigen, 

 sowie in Bekräftigung der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte1 sowie der Er-
klärung und des Aktionsprogamms von Wien2 und unter Hinweis auf den Internationalen 
Pakt über bürgerliche und politische Rechte3, den Internationalen Pakt über wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Rechte3 und die anderen Menschenrechtsübereinkünfte, 

 bekräftigend, dass alle Menschenrechte allgemein gültig, unteilbar und miteinander 
verknüpft sind und einander bedingen und gegenseitig verstärken und dass alle Menschen-
rechte in fairer und gleicher Weise, gleichberechtigt und gleichgewichtig behandelt werden 
müssen, 

 sowie bekräftigend, dass zwar die Bedeutung nationaler und regionaler Besonderhei-
ten und unterschiedlicher historischer, kultureller und religiöser Voraussetzungen im Auge 
zu behalten ist, dass aber alle Staaten die Pflicht haben, ungeachtet ihres jeweiligen politi-
schen, wirtschaftlichen und kulturellen Systems, alle Menschenrechte und Grundfreiheiten 
zu fördern und zu schützen, 

 betonend, dass es im Einklang mit der Charta Aufgabe aller Staaten ist, die Menschen-
rechte und Grundfreiheiten für alle ohne irgendeinen Unterschied, etwa nach Rasse, Haut-

_______________ 
1 Resolution 217 A (III). 
2 A/CONF.157/24 (Part I), Kap. III. 
3 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Deutsche Übersetzung: dBGBl. 1973 II S. 1553; LGBl. 1999 
Nr. 58; öBGBl. Nr. 591/1978; AS 1993 750 (Zivilpakt); dBGBl. 1973 II S. 1570; LGBl. 1999 Nr. 57; 
öBGBl. Nr. 590/1978; AS 1993 725 (Sozialpakt). 
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farbe, Geschlecht, Sprache oder Religion, politischer oder sonstiger Anschauung, nationaler 
oder sozialer Herkunft, Vermögen, Geburt oder sonstigem Stand, zu achten, 

 anerkennend, dass Frieden und Sicherheit, Entwicklung und die Menschenrechte die 
Säulen des Systems der Vereinten Nationen und die Grundlagen der kollektiven Sicherheit 
und des Allgemeinwohls sind und dass Entwicklung, Frieden und Sicherheit sowie die Men-
schenrechte miteinander verflochten sind und einander gegenseitig verstärken, 

 erklärend, dass alle Staaten weitere internationale Anstrengungen zur Förderung des 
Dialogs und zur Vertiefung des Verständnisses zwischen den Zivilisationen, Kulturen und 
Religionen unternehmen müssen, und betonend, dass den Staaten, den Regionalorganisatio-
nen, nichtstaatlichen Organisationen, religiösen Organisationen und den Medien eine wich-
tige Rolle bei der Förderung der Toleranz sowie der Achtung und der Freiheit der Religion 
und der Weltanschauung zukommt, 

 in Anerkennung der von der Menschenrechtskommission der Vereinten Nationen ge-
leisteten Arbeit sowie der Notwendigkeit, das von ihr Erreichte zu bewahren, darauf aufzu-
bauen und ihre Schwächen zu beseitigen, 

 anerkennend, wie wichtig es ist, die Universalität, Objektivität und Nichtselektivität 
der Behandlung von Menschenrechtsfragen sicherzustellen und dem Messen mit zweierlei 
Maß und der Politisierung ein Ende zu setzen, 

 sowie anerkennend, dass die Förderung und der Schutz der Menschenrechte auf den 
Grundsätzen der Zusammenarbeit und eines echten Dialogs beruhen und darauf gerichtet 
sein sollen, die Mitgliedstaaten verstärkt in die Lage zu versetzen, ihren Menschenrechts-
verpflichtungen zum Wohle aller Menschen nachzukommen,  

 in der Erkenntnis, dass den nichtstaatlichen Organisationen auf nationaler, regionaler 
und internationaler Ebene eine wichtige Rolle bei der Förderung und dem Schutz der Men-
schenrechte zukommt, 

 in Bekräftigung der Entschlossenheit, das Instrumentarium der Vereinten Nationen auf 
dem Gebiet der Menschenrechte zu stärken, um die effektive Ausübung aller Menschen-
rechte, der bürgerlichen, politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte, ein-
schließlich des Rechts auf Entwicklung, durch alle Menschen zu gewährleisten, und zu die-
sem Zweck einen Menschenrechtsrat einzurichten, 

 1. beschließt, als Ersatz für die Menschenrechtskommission den Menschenrechts-
rat als ein Nebenorgan der Generalversammlung mit Sitz in Genf einzurichten; die Ver-
sammlung wird den Status des Rates binnen fünf Jahren überprüfen; 

 2. beschließt, dass der Rat für die Förderung der allgemeinen Achtung des Schut-
zes aller Menschenrechte und Grundfreiheiten für alle, ohne irgendeinen Unterschied und 
auf faire und gleiche Weise, verantwortlich sein wird; 

 3. beschließt außerdem, dass sich der Rat mit Situationen von Verletzungen der 
Menschenrechte, namentlich groben und systematischen Verletzungen, befassen und diesbe-
zügliche Empfehlungen abgeben sowie außerdem die wirksame Koordinierung und die 
durchgängige Integration von Menschenrechtsfragen in allen Bereichen des Systems der 
Vereinten Nationen fördern soll; 

 4. beschließt ferner, dass die Tätigkeit des Rates von den Grundsätzen der Univer-
salität, der Unparteilichkeit, der Objektivität und der Nichtselektivität, eines konstruktiven 
internationalen Dialogs und der konstruktiven internationalen Zusammenarbeit geleitet sein 
soll, mit dem Ziel, die Förderung und den Schutz aller Menschenrechte, der bürgerlichen, 
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politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte, einschließlich des Rechts auf 
Entwicklung, zu verstärken; 

 5. beschließt, dass der Rat unter anderem den Auftrag haben wird, 

 a) die Menschenrechtsbildung und -erziehung sowie die Bereitstellung von Bera-
tenden Diensten, technischer Hilfe und Kapazitätsaufbau in Absprache mit den betreffenden 
Mitgliedstaaten und mit deren Zustimmung zu fördern; 

 b) als Forum für den Dialog über thematische Fragen zu allen Menschenrechten zu 
dienen; 

 c) der Generalversammlung Empfehlungen zur Weiterentwicklung des Völker-
rechts auf dem Gebiet der Menschenrechte vorzulegen; 

 d) die volle Einhaltung der von den Staaten eingegangenen Menschenrechtsver-
pflichtungen und die Weiterverfolgung der auf den Konferenzen und Gipfeltreffen der Ver-
einten Nationen festgelegten Ziele und Verpflichtungen in Bezug auf die Förderung und den 
Schutz der Menschenrechte zu fördern; 

 e) in einer Weise, die die Erfassung aller Staaten und ihre gleiche Behandlung ge-
währleistet, eine auf objektiven und zuverlässigen Angaben beruhende universelle, regelmä-
ßige Überprüfung der Erfüllung der jedem Staat obliegenden und von ihm eingegangenen 
Verpflichtungen auf dem Gebiet der Menschenrechte durchzuführen; diese Überprüfung 
wird im Wege eines kooperativen, auf einem interaktiven Dialog beruhenden Mechanismus 
mit voller Beteiligung des betreffenden Landes und unter Berücksichtigung seines Bedarfs 
an Kapazitätsaufbau erfolgen; dieser Mechanismus wird die Tätigkeit der Vertragsorgane er-
gänzen und keine Doppelarbeit leisten; der Rat wird innerhalb eines Jahres nach der Abhal-
tung seiner ersten Tagung die Modalitäten und den erforderlichen Zeitrahmen für die uni-
verselle regelmäßige Überprüfung festlegen; 

 f) mittels Dialog und Zusammenarbeit zur Verhütung von Menschenrechtsverlet-
zungen beizutragen und in Menschenrechts-Notlagen rasch zu reagieren; 

 g) die Rolle und die Verantwortlichkeiten der Menschenrechtskommission in Be-
zug auf die von der Generalversammlung in ihrer Resolution 48/141 vom 20. Dezember 
1993 festgelegten Aufgaben des Amtes des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für 
Menschenrechte zu übernehmen; 

 h) auf dem Gebiet der Menschenrechte eng mit den Regierungen, den Regionalor-
ganisationen, den nationalen Menschenrechtsinstitutionen und der Zivilgesellschaft zusam-
menzuarbeiten; 

 i) Empfehlungen zur Förderung und zum Schutz der Menschenrechte abzugeben; 

 j) der Generalversammlung einen Jahresbericht vorzulegen; 

 6. beschließt außerdem, dass der Rat alle Mandate, Mechanismen, Aufgaben und 
Verantwortlichkeiten der Menschenrechtskommission übernehmen, sie überprüfen und er-
forderlichenfalls verbessern und straffen wird, mit dem Ziel, das System der besonderen 
Verfahren, der sachverständigen Beratung und der Beschwerdeverfahren aufrechtzuerhalten; 
der Rat wird diese Überprüfung innerhalb eines Jahres nach der Abhaltung seiner ersten Ta-
gung abschließen; 

 7. beschließt ferner, dass sich der Rat aus siebenundvierzig Mitgliedstaaten 
zusammensetzt, die unmittelbar und einzeln in geheimer Abstimmung von der Mehrheit der 
Mitglieder der Generalversammlung gewählt werden; die Zusammensetzung beruht auf 
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dem Grundsatz der ausgewogenen geografischen Verteilung, wobei sich die Sitze wie folgt 
auf die Regionalgruppen verteilen: dreizehn für die Gruppe der afrikanischen Staaten, 
dreizehn für die Gruppe der asiatischen Staaten, sechs für die Gruppe der osteuropäischen 
Staaten, acht für die Gruppe der lateinamerikanischen und karibischen Staaten und sieben 
für die Gruppe der westeuropäischen und anderen Staaten; die Ratsmitglieder werden für 
eine Amtszeit von drei Jahren gewählt und können nach zwei aufeinander folgenden 
Amtszeiten nicht unmittelbar wiedergewählt werden; 

 8. beschließt, dass die Mitgliedschaft im Rat allen Mitgliedstaaten der Vereinten 
Nationen offen steht; bei der Wahl der Mitglieder des Rates werden die Mitgliedstaaten den 
Beitrag der Kandidaten zur Förderung und zum Schutz der Menschenrechte und die zu die-
sem Zweck von ihnen eingegangenen freiwilligen Zusagen und Verpflichtungen berücksich-
tigen; die Generalversammlung kann die Mitgliedschaftsrechte eines Mitglieds des Rates, 
das schwere und systematische Menschenrechtsverletzungen begeht, mit einer Zweidrittel-
mehrheit der anwesenden und abstimmenden Mitglieder aussetzen; 

 9. beschließt außerdem, dass die in den Rat gewählten Mitglieder den höchsten 
Ansprüchen auf dem Gebiet der Förderung und des Schutzes der Menschenrechte gerecht 
werden müssen, dass sie mit dem Rat uneingeschränkt zusammenarbeiten werden und dass 
sie während ihrer Mitgliedschaft dem Verfahren der universellen regelmäßigen Überprüfung 
unterzogen werden; 

 10. beschließt ferner, dass der Rat während des gesamten Jahres regelmäßig zusam-
mentritt und in jedem Jahr mindestens drei Tagungen, darunter eine Haupttagung, mit einer 
Gesamtdauer von mindestens zehn Wochen abhalten wird und bei Bedarf Sondertagungen 
abhalten kann, sofern ein Mitglied des Rates mit Unterstützung eines Drittels der Ratsmit-
glieder dies beantragt; 

 11. beschließt, dass der Rat die Bestimmungen der Geschäftsordnung für die Aus-
schüsse der Generalversammlung anwenden wird, soweit diese anwendbar sind, es sei denn, 
die Versammlung oder der Rat beschließt später etwas anderes, und beschließt außerdem, 
dass Beobachter, darunter Staaten, die nicht Ratsmitglied sind, die Sonderorganisationen, 
sonstige zwischenstaatliche Organisationen und nationale Menschenrechtsinstitutionen so-
wie nichtstaatliche Organisationen, auf der Grundlage der von der Menschenrechtskommis-
sion befolgten Regelungen, namentlich der Resolution 1996/31 des Wirtschafts- und Sozial-
rats vom 25. Juli 1996, und Verfahrensweisen an der Arbeit des Rates mitwirken und von 
diesem konsultiert werden können, wobei zu gewährleisten ist, dass sie einen möglichst 
wirksamen Beitrag leisten können; 

 12. beschließt außerdem, dass die Arbeitsmethoden des Rates transparent, fair und 
unparteilich sein und einen echten Dialog ermöglichen sollen, dass sie ergebnisorientiert 
sein und anschließende Erörterungen über die Weiterverfolgung und Umsetzung von Emp-
fehlungen sowie ein sachbezogenes Zusammenwirken mit den besonderen Verfahren und 
Mechanismen ermöglichen sollen; 

 13. empfiehlt dem Wirtschafts- und Sozialrat, die Menschenrechtskommission zu 
ersuchen, ihre Tätigkeit auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung abzuschließen, und ihr Man-
dat mit Wirkung vom 16. Juni 2006 zu beenden; 

 14. beschließt, die neuen Mitglieder des Rates zu wählen, deren Mandate gestaffelt 
sein werden; diese Entscheidung wird für die erste Wahl durch das Los getroffen, wobei die 
ausgewogene geografische Verteilung zu berücksichtigen ist; 

 15. beschließt außerdem, dass die Wahl der ersten Mitglieder des Rates am 9. Mai 
2006 stattfindet und dass der Rat am 19. Juni 2006 zu seiner ersten Sitzung zusammentreten 
wird; 
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 16. beschließt ferner, dass der Rat seine Tätigkeit und seine Funktionsweise fünf 
Jahre nach seiner Einrichtung überprüfen und der Generalversammlung Bericht erstatten 
wird. 

72. Plenarsitzung 
15. März 2006 


